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Ein Baby verändert alles – im schönsten Sinne! Plötzlich steht das kleine Wesen im Mittelpunkt und gleichzeitig tauchen dann auch schnell Fragen auf: Wie lange können wir zuhause bleiben? Wie sichern wir unser Einkommen? Und wie schaffen wir es, dass beide Elternteile möglichst viel Zeit mit dem Kind verbringen können?

Genau für diese Zeit gibt es das Elterngeld. Es soll euch den Rücken freihalten und das ausbleibende Gehalt teilweise ausgleichen, damit ihr euch in den ersten Monaten voll und ganz auf euer Kind konzentrieren könnt, ohne gleich in finanzielle Sorgen zu geraten. Klingt gut – wären da nicht die ganzen Begriffe, Regeln, Ausnahmen und Sonderkonstellationen: Basiselterngeld, Elterngeld-Plus, Partnerschaftsmonate, Ausklammerungstatbestand, Bemessungszeitraum etc.

Aber keine Sorge: Dieser Ratgeber führt euch Schritt für Schritt durch diese Themen – klar, verständlich und ohne Fachchinesisch. Er gibt werdenden und frischgebackenen Eltern – Müttern und Vätern gleichermaßen, ob angestellt, selbständig, verheiratet, alleinerziehend oder in anderer Lebensform einen umfassenden Überblick über Mutterschutz, Elternzeit und Elterngeld in Deutschland.

Als Mutter, Rechtsanwältin und Expertin auf diesem Gebiet erhaltet ihr nicht nur die Basics, sondern auch praktische Tipps, echte Beispiele und Antworten auf Fragen, die Eltern wirklich beschäftigen. Ich spreche hier aus eigener Erfahrung.

Außerdem zeige ich euch, wie ihr das Elterngeld für eure persönliche Situation am besten nutzt, ob als Mama, Papa oder gemeinsam als Team.
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EINLEITUNG

Was erwartet euch in diesem Ratgeber?

Zunächst widmen wir uns dem Thema Mutterschutz und der Frage, welche Rechte werdende Mütter vor und nach der Geburt haben.

Anschließend geht es um die Elternzeit: Wer kann sie nehmen, wie lange dauert sie und welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein?

Im dritten Teil steht das Thema Elterngeld im Mittelpunkt. Dort schauen wir uns an, welche Arten des Elterngeldes es gibt, wie sich das Elterngeld berechnet und welche Möglichkeiten bestehen, den Bezug sinnvoll und optimal zu gestalten.

In allen drei Bereichen findet ihr nicht nur wichtige Grundlagen, sondern auch zahlreiche praktische Hinweise, Finanztips, Beispiele und Gestaltungsmöglichkeiten, die vielen Eltern zunächst gar nicht bekannt sind. Gerade beim Elterngeld gibt es oft erhebliche finanzielle Spielräume, die völlig legal genutzt werden können.


Am Ende des Ratgebers wisst ihr:


	Welche Variante am besten zu eurer persönlichen Situation passt,

	Wie ihr verschiedene Modelle sinnvoll miteinander kombinieren könnt,

	worauf ihr bei der Antragstellung achten solltet,

	Wie ihr eure finanziellen Möglichkeiten bestmöglich ausschöpft,



Kurz gesagt: Dieser Ratgeber soll euch dabei helfen, Zeit, Nerven und unnötigen Papierkram zu sparen, damit ihr dem Kopf frei habt für das, worauf es wirklich ankommt: die gemeinsame Zeit mit eurem Kind!
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MUTTERSCHUTZ

Der Mutterschutz ist ein zentraler Baustein im deutschen Arbeitsrecht und eng mit dem Elterngeld und der Elternzeit verknüpft. Die rechtliche Grundlage basiert auf dem Mutterschutzgesetz (MuSchG). Der Mutterschutz soll sicherstellen, dass werdende und frischgebackene Mütter sowohl gesundheitlich als auch finanziell abgesichert sind. Er umfasst Beschäftigungsverbote, Kündigungsschutz und finanzielle Leistungen. Im Einzelnen regelt das Mutterschutzgesetzt die Mutterschutzzeiten, das Mutterschaftsgeld und mögliche Beschäftigungsverbote.

MUTTERSCHUTZZEITEN

Die Mutterschutzzeit umfasst 6 Wochen vor dem errechneten Entbindungstermin und in der Regel 8 Wochen nach der Geburt. Geregelt ist dies in § 3 MuSchG.

Mutterschutz vor der Geburt: beim vorgeburtlichen Mutterschutz muss die werdende Mutter nicht mehr arbeiten, aber sie darf. Für Letzteres wird in der Regel vom Arbeitgeber und der Krankenkasse ein schriftlicher Verzicht auf den vorgeburtlichen Mutterschutz verlangt.

Mutterschutz nach der Geburt: Während des Mutterschutzes nach der Geburt besteht ein absolutes Beschäftigungsverbot von Gesetzes wegen. Selbst wenn die Mutter möchte, darf sie nicht arbeiten. Die Gesundheit geht klar vor.

In einigen Fällen verschieben bzw. verlängern sich die Mutterschutzzeiten:

	Früh- oder Mehrlingsgeburten


Bei Früh- oder Mehrlingsgeburten verlängert sich der nachgeburtliche Mutterschutz von 8 auf 12 Wochen. Eine Frühgeburt wird dann angenommen, wenn das Baby früher als in der 37+0 Schwangerschaftswoche zur Welt kommt oder ein Geburtsgewicht von weniger als 2.500 Gramm hat, aber auch, wenn das Baby mit einer attestierten Behinderung zur Welt kommt. Zur Verlängerung des Mutterschutzes muss die Geburtsklinik eine entsprechende Bescheinigung ausstellen. Im Eifer des Gefechts kann dies seitens der Klinik schon mal vergessen werden, fragt hier unbedingt aktiv nach.

	Geburt vor dem errechneten Entbindungstermin


Wenn das Baby vor dem errechneten Geburtstermin zur Welt kommt, verlängert sich der nachgeburtliche Mutterschutz um die Tage, die vorher nicht ausgeschöpft werden konnten.

Keine Panik: Andersherum gilt das nicht. Sprich: Lässt sich das Baby mehr Zeit und kommt erst nach dem errechneten Entbindungstermin, werden euch diese Tage nicht von dem nachgeburtlichen Mutterschutz abgezogen.

Bei Frühgeburten ist es regelmäßig so, dass beide Verlängerungen des Mutterschutzes kombiniert werden.

Beispiel: Errechneter Entbindungstermin ist der 13.02.2026. Am 01.01.2026 beginnt der vorgeburtliche Mutterschutz. Das Baby kommt aber bereits am 29.12.2025 bei SSW 33+4 mit einem Gewicht von 2.300 Gramm zur Welt – also eine Frühgeburt. Die Mutter hat in der Summe einen Mutterschutz von insgesamt 18 Wochen:


	vorgeburtlicher Mutterschutz:
	6 Wochen


	nachgeburtlicher Mutterschutz:
	8 Wochen


	Verlängerung Mutterschutz wegen Frühgeburt:
	4 Wochen


	Mutterschutz nach der Geburt insgesamt
	18 Wochen




Der Mutterschutz geht in diesem Beispiel bis zum 04.05.2026

	Fehlgeburt ab der 13. Schwangerschaftswoche


Bei einer Fehlgeburt ab der 13. SSW haben Frauen Anspruch auf Mutterschutz. Sie erhalten mindestens zwei Wochen geschützte Auszeit und Mutterschaftsgeld wie bei einer regulären Geburt. Diese neue Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass gerade eine späte Fehlgeburt für die Mutter besonders körperlich und seelisch belastend ist.

MUTTERSCHAFTSGELD UND ARBEITGEBERZUSCHUSS

Während des Mutterschutzes sind Mütter finanziell abgesichert, damit keine Einkommenslücke entsteht. Dieses besteht aus zwei Komponenten:

Mutterschaftsgeld und Arbeitgeberzuschuss

Das Mutterschaftsgeld beträgt max. 13,00 € pro Kalendertag und wird von der gesetzlichen Krankenkasse ausgezahlt. Dies muss aktiv bei der Krankenkasse beantragt werden, indem eine Bescheinigung des Gynäkologen über den errechneten Geburtstermin eingereicht wird. Das sollte spätestens sieben Wochen vor dem errechneten Geburtstermin erfolgen. Nach der Entbindung wird euch speziell zur Vorlage bei der Krankenkasse eine Geburtsurkunde ausgestellt, diese reicht ihr dort ein und ihr erhaltet die Zahlung für die Schutzfrist nach der Geburt.

Beim Arbeitgeberzuschuss stockt der Arbeitgeber die Differenz bis zum Nettogehalt auf, so dass das Einkommen in der Regel dem durchschnittlichen Nettolohn der letzte drei Monate entspricht. Die Krankenkasse setzt sich direkt mit dem Arbeitgeber in Verbindung. Davon bekommt man meistens gar nichts mit.

Tipp: Optimierung des Arbeitgeberzuschusses durch rechtzeitigen Steuerklassenwechsel bei verheirateten Paaren.

Haben beide Elternteile bislang die Steuerklasse IV, kann man durch einen rechtzeitigen Wechsel der Steuerklasse in:

Frau = StK III und Mann = StK V

das Nettoeinkommen der Frau vor dem Mutterschutz erhöhen. Da für die Berechnung des Arbeitgeberzuschusses ausschließlich das Nettoeinkommen der letzten drei Monate vor Beginn des Mutterschutzes entscheidend ist, kann man durch diesen Wechsel insgesamt mehr Mutterschaftsgeld erhalten, da sich der Arbeitgeberzuschuss erhöht.

Wichtig: Nach Beginn des Mutterschutzes die Steuerklasse umgehend umändern, indem der Partner schnell wieder in die Steuerklasse IV oder III wechselt.

Für privat- oder familienversicherte Frauen zahlt das Bundesamt für soziale Sicherung ein einmaliges Mutterschaftsgeld von max. 210,00 €. Dies muss aktiv beantragt werden.

Es gibt natürlich auch Konstellationen, bei denen die Regelungen zum Mutterschaftsgeld abweichend vom „Standard-Fall“ sind:

Beispiel:


	Hauptjob (netto):
	1.800,00 €


	Minijob (netto):
	520,00 €


	Gesamt:
	2.320,00 €




Es bleibt dabei, dass während der Mutterschutzfrist die Krankenkasse Mutterschaftsgeld von maximal 13€ pro Kalendertag zahlt. Beide Arbeitgeber müssen den Arbeitgeberzuschuss zahlen, prozentual anteilig nach deinem Verdienst. Es ist also eine Quote zu ermitteln.

In unserem Beispiel hat der Hauptarbeitgeber 77,6 % und der Arbeitgeber des Minijobs 22,4 % vom Zuschuss zu zahlen.

Berechnungsformel: (Netto jeweiliger AG / Gesamtnetto) x 100 = xx,xx %

ABER: Läuft der Minijob über die Minijob-Zentrale und es besteht keine gesetzliche Krankenversicherungspflicht (zum Beispiel, wenn man familienversichert ist), dann zahlt die Krankenkasse für den Minijob kein Mutterschaftsgeld. Es kann nur diejenige das Mutterschaftsgeld der Krankenkasse in Anspruch nehmen, die auch selbst bei der Krankenkasse versichert ist. Dies gilt jedoch nur für das Mutterschaftsgeld. Der Arbeitgeber des Minijobs ist dennoch verpflichtet einen Arbeitgeberzuschuss zu zahlen. Grundlage ist auch hier das Nettoeinkommen aus dem Minijob.

Wenn man neben seinem Hauptarbeitgeber Selbstständig tätig ist, gilt dieses Einkommen nicht für die Berechnung des Mutterschaftsgeldes. Hier kann man gegebenenfalls über eine private Krankentagegeldversicherung abgesichert sein. Das bemisst sich anhand des jeweiligen Vertrages bei der Krankenkasse.

PRIVATE KRANKENVERSICHERUNG

Im Kern sind nur die Formalien anders, diese sollte man aber kennen, um das Maximum an Leistungen zu erhalten bzw. für den Fall einer geplanten Schwangerschaft vorbereitet zu sein.

	PRIVAT VERSICHERTE ARBEITNEHMERINNEN


Privat krankenversicherte Arbeitnehmerinnen bekommen kein Mutterschaftsgeld von der gesetzlichen Krankenkasse, da sie dort nicht Mitglied sind - logisch. Stattdessen zahlt das Bundesamt für soziale Sicherung auf Antrag ein einmaliges Mutterschaftsgeld von maximal 210 € für die gesamte Mutterschutzfrist. Das Bundesamt für soziale Sicherung erstellt dafür ein eigenes Formular zur Verfügung. Auch hier wird unter anderem eine ärztliche Bescheinigung über den voraussichtlichen Entbindungstermin gefordert.

Aber keine Sorge, auch privat versicherte Arbeitnehmerinnen haben Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuss nach § 20 MuSchG. Der Zuschuss gleicht den Unterschied zwischen den 210 € Einmalzahlung und dem durchschnittlichen Nettoverdienst der letzten 3 Monate vor Beginn der Mutterschutzfrist aus. Praktisch heißt das: am Ende erhält man sein volles Nettogehalt während der Mutterschutzfrist, wie gesetzlich Versicherte auch.

	PRIVAT VERSICHERTE SELBSTÄNDIGE


Wer selbstständig und privat krankenversichert ist, hat weder Anspruch auf Mutterschaftsgeld noch auf einen Arbeitgeberzuschuss. Eine Absicherung kann bei der privaten Krankenkasse über das private Krankentagegeld oder eine Mutterschaftszusatzversicherung erfolgen. Hier ist die Besonderheit, dass diejenigen dann bereits ab dem ersten Lebensmonat Elterngeld erhalten.

	PRIVAT VERSICHERTE BEAMTINNEN


Für Beamtinnen gilt das Mutterschutzgesetz nicht in allen Einzelheiten, sondern die Mutterschutz- und Elternzeitverordnung (MuSchEltZV) beziehungsweise die entsprechende Landesverordnung.

Beamtinnen erhalten uneingeschränkt ihre vollen Dienstbezüge (Besoldung + Zulagen). Es gibt kein Mutterschaftsgeld der privaten Krankenversicherung oder vom Bundesamt für soziale Sicherung. Das ist auch nicht nötig, da Beamtinnen über die Alimentationspflicht des Dienstherrn abgesichert sind und die volle Besoldung weitergezahlt wird.

SCHÜLERINNEN / AUSZUBILDENDE / STUDENTINNEN

Der Mutterschutz gilt auch für Frauen, die sich in einer Ausbildung, im Studium oder in einer schulischen Ausbildung befinden. Hier gelten ähnliche Schutzfristen, allerdingt oft mit Anpassungen je nach Bundesland oder Ausbildungsordnung.


KÜNDIGUNGSSCHUTZ

Der Kündigungsschutz für Schwangere und Mütter ist in § 17 MuSchG geregelt. Er beginnt mit dem ersten Tag der Schwangerschaft und endet vier Monate nach der Geburt. Während dieser Zeit besteht ein besonderer Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz. Das Kündigungsverbot gilt sowohl für ordentliche als auch fristlose Kündigungen oder sogar für Kündigungen in der Probezeit. Seit 2025 umfasst der Kündigungsschutz ausdrücklich auch den Fall einer nach der 12. Schwangerschaftswoche erlittenen Fehlgeburt. Auch hier ist die Kündigung bis vier Monate danach unzulässig.

Eine Kündigung ist in dieser Zeit nur in seltenen Ausnahmefällen und mit Zustimmung der zuständigen Aufsichtsbehörde möglich (z.B. Betriebsstillegung oder schwerwiegendes Fehlverhalten wie Diebstahl). Das ist in der Praxis jedoch äußerst schwierig.

Wichtig für den Eintritt des Kündigungsschutzes ist jedoch, dass der Arbeitgeber von der Schwangerschaft weiß. Sollte die Mitteilung an diesen verzögert worden sein – aus welchen Gründen auch immer – und es käme zu einer Kündigung, kann innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Kündigung die Schwangerschaft nachträglich mitgeteilt werden, um den besonderen Kündigungsschutz zu erhalten.

GEFÄHRDUNGSBEURTEILUNG UND BESCHÄFTIGUNGSVERBOT

Zu Beginn einer Schwangerschaft ist der Arbeitgeber verpflichtet eine sogenannte Gefährdungsbeurteilung vorzunehmen. Tut er dies nicht von sich aus, sollte die Schwangere darauf bestehen und ggf. die Aufsichtsbehörde einschalten. Diese Beurteilung dient zur Ermittlung möglicher Gefahrenquellen für die Mutter und das Ungeborene. Hier sind Aspekte zu berücksichtigen, wie z.B. Arbeit mit Chemikalien, Nachtarbeit, besondere körperliche Belastung, etc. Werden diese Gefahrenquellen identifiziert, muss der Arbeitgeber den Arbeitsplatz umgestalten oder die Schwangere an einen anderen Arbeitsplatz versetzen. Ist dies betriebsbedingt nicht möglich, bleibt nur der Weg die Schwangere ins betriebliche Beschäftigungsverbot zu schicken.

Beim Beschäftigungsverbot ist zunächst zwischen dem betrieblichen und dem ärztlichen Beschäftigungsverbot zu unterscheiden.

BETRIEBLICHES BESCHÄFTIGUNGSVERBOT

Ein betriebliches Beschäftigungsverbot wird vom Arbeitgeber ausgesprochen. Das ist dann der Fall, wenn die Art des Arbeitsplatzes oder die Arbeitsbedingungen eine Gefahr für die werdende Mutter oder das ungeborene Kind darstellen. Dies ist so in § 11 des Mutterschutzgesetztes geregelt. Arbeitgeber sind verpflichtet eine Gefährdungsbeurteilung vorzunehmen, sobald eine Mitarbeiterin ihre Schwangerschaft mitteilt.

Typische Gründe für ein betriebliches Beschäftigungsverbot sind:

	Kontakt mit gesundheitsgefährdenden Stoffen (z.B. Chemikalien, Lösungsmittel, Strahlen)


	Tätigkeit mit erhöhter Unfallgefahr (z.B. Gerüstbau, Fließbandarbeit mit schweren Maschinen)


	Ständige Arbeit in Zwangshaltung (z.B. gebückt, kniend, stehende Tätigkeit über mehrere Stunden)


	Schwere körperliche Belastung (Heben, Tragen von Lasten über 5 Kg)


	Nachtarbeit, Schichtarbeit oder Sonn- und Feiertagsarbeit (nur mit besonderer Ausnahme erlaubt)


Der Arbeitgeber prüft nach der Gefährdungsbeurteilung, ob der bisherige Arbeitsplatz umgestaltet werden kann, z.B. durch den Einsatz an einem anderen, ungefährlichen Arbeitsplatz.

Typischer Fall: Die Schwangere wird vom Lager ins Büro versetzt.

Wenn keine geeignete Umgestaltung möglich ist, dann wird ein betriebliches Beschäftigungsverbot ausgesprochen.

Folge: Die Mitarbeiterin wird von den gefährlichen Tätigkeiten freigestellt, behält aber ihren vollen Lohnanspruch – den sogenannten Mutterschaftslohn.

Zur Berechnung werden die letzten drei Gehälter vor der Schwangerschaft herangezogen. Sofern das Arbeitsverhältnis kürzer besteht, genügen die vorliegenden Gehälter, um das durchschnittliche Gehalt zu ermitteln.

Bei der Berechnung des Mutterschaftslohns dürfen Arbeitgeber Schwangere nicht benachteiligen oder diskriminieren, weil ein Beschäftigungsverbot ausgesprochen wurde. Ihnen stehen auch sämtliche Zuschläge zu, die in der Gehaltsabrechnung mit einem „L“ für laufenden Zahlungen gekennzeichnet sind.

ÄRZTLICHES BESCHÄFTIGUNGSVERBOT

Ein ärztliches Beschäftigungsverbot wird von einem Arzt ausgesprochen. Das geschieht immer dann, wenn die individuelle Gesundheit der Mutter oder des ungeborenen Kindes durch die Arbeit gefährdet wird – unabhängig davon, wie sicher der Arbeitsplatz an sich gestaltet ist. Grundlage hierf


	Ärztlich festgestellte Schwangerschaftskomplikation


	Starke körperliche oder psychische Belastung, die den Schwangerschaftsverlauf gefährden könnte


	Gefahr von Frühgeburten oder Fehlgeburten


	Schwere Übelkeit, Kreislaufprobleme oder andere schwangerschaftsbedingte Beschwerden, die ein Weitermachen unzumutbar machen











Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek: Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über www.dnb.de abrufbar.

Die automatisierte Analyse des Werkes, um daraus Informationen insbesondere über Muster, Trends und Korrelationen gemäß §44b UrhG („Text und Data Mining“) zu gewinnen, ist untersagt.
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